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Gescheitert! Schwarz-Gelb-Grün wird vorerst keine Regierung bilden. Kurz vor Mitternacht verließ
die FDP die Sondierungsgespräche – laut Union und Grünen just zu einem Zeitpunkt, als eine
Einigung nahe schien.

Das mag durchaus der Fall sein. Die Begründung der FPD, dass ihr erst Sonntagnacht auffiel, dass
das „Gesamtpapier“, das schon am Freitag vorlag, ihren Überzeugungen und „Prinzipien“
widerspreche, mag glauben, wer will. Die „Rekonstruktion“ und Rechtfertigung des Scheiterns der
Verhandlungen überlassen wir an dieser Stelle getrost anderen. Es ist auch nicht notwendig, die
Differenzen auf einzelnen Politikfeldern zu wiederholen, die über die Wochen immer wieder v. a.
zum Migration, Klima, aber auch zu Finanzen und Zukunft der EU hervortraten.

Bemerkenswert ist vielmehr, dass Union und Grüne anscheinend vor einer Einigung standen, als die
FDP für alle überraschend die Verhandlungen platzen ließ. Die Grünen warfen ihr vor, eine
gemeinsame Regierung ohnedies nicht gewollt zu haben. CDU-Vertreterin Klöckner sprach von einer
schlechten „spontanen Inszenierung“. In selten trauter Einigkeit lobten Seehofer und die Grünen
Angela Merkel. Ob nun die FDP die Hauptverantwortung für das Platzen der Jamaika-Koalition trägt
oder ihr „nur“ ebendies in die Schuhe geschoben werden soll, ist letztlich zweitrangig.
Bemerkenswert ist vielmehr, dass sie scheiterte, obwohl die Grünen der CSU anscheinend noch
weitere Zugeständnisse gemacht haben. Ob die FDP nun aus rein taktischem Eigeninteresse
motiviert die Koalition platzen ließ und plötzlich ihre Werte, freien Markt kombiniert mit
Nationalismus, „entdeckte“ – hinter diesen Formeln offenbart sich auch eine tiefe politische Krise im
gesamten bürgerlichen Lager.

Unwahrscheinlich war das Scheitern der Gespräche nicht, dessen konkrete Form aber schon.
Oberflächlich betrachtet, könnte man meinen, dass Jamaika an „zu wenig Vertrauen“, am Mangel an
„staatspolitischer Verantwortung“, an „mangelnder Kompromissfähigkeit“, an der „angeschlagenen
Autorität“ Merkels, am Machtkampf in der CSU, am „Unwillen“ der FDP gescheitert sei. Diese
Faktoren spielten natürlich eine Rolle. Es scheinen nebensächliche, triviale Faktoren zu sein, die
maßgeblich das Scheitern herbeiführten. So sehr die handelnden Personen auch Banalität,
Egomanie, unterschiedliche „Kultur“ verkörpern, so erklärt das aber letztlich nichts.

Widersprüche

Vielmehr gilt es, die tieferen Ursachen, die inneren Widersprüche des deutschen Kapitalismus zu
verstehen, die in einem immer einigermaßen wahrscheinlich gebliebenen, in der Form jedoch
überraschenden, ja zufälligen Ende der Sondierung hervorgetreten sind. Dies ist umso wichtiger, als
die AkteurInnen selbst jede Menge Nebelkerzen über ihr eigenes Handeln, ihre Motive, den Stand
der Verhandlungen in die Welt setzen – und selbst wesentlich an oberflächlichen Fragen
hängenbleiben.

Hinter dem Zusammenbruch der Sondierungsgespräche steht eine tiefe strategische Krise der
herrschenden Klasse. Unter den Regierungen Merkels vermochte der deutsche Imperialismus zwar
Ländern wie Griechenland seine Austeritätspolitik aufzuzwingen, seine Krise auf Kosten der anderen
Länder der EU abzufangen, die Konkurrenzfähigkeit des deutschen Kapitals auf dem Weltmarkt zu
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halten, wenn nicht zu stärken. Aber er konnte die EU nicht als Block unter seiner Führung oder
einer deutsch-französischen Achse weiter einen. Im Gegenteil, in der internationalen Konkurrenz
und im Kampf um eine Neuaufteilung der Welt sind die EU und Deutschland als geo-strategische
Akteure gegenüber den USA und China, ja auch Russland zurückgefallen. Der Hauptgegensatz
zwischen den imperialistischen Großmächten ist mittlerweile der zwischen den USA und China,
während die EU in ihrem aktuellen Zustand weiter zurückbleibt.

Brexit, die sog. „Flüchtlingsfrage“, die zunehmenden nationalistischen Gegensätze, die ungelösten
Konflikte über die Finanzpolitik, die militärische wie politische Schwäche gegenüber den globalen
Konkurrenten, die inneren Widersprüche der EU-Institutionen – all das bedeutet, dass der deutsche
Imperialismus in einer widersprüchlichen Situation steckt. In den letzten Jahren wurde zwar
offenbar, dass es einer neuen, klaren europapolitischen Strategie zu einer Vereinheitlichung der EU
unter deutscher Führung (z. B. in Form eines Kerneuropa) bedarf, um zu verhindern, dass die EU
weiter hinterhertrabt oder Euro und Staatenbund überhaupt auseinanderfliegen.

Aber der „geschäftsführende Ausschuss“ der herrschenden Klasse und die deutschen Think-Tanks
haben keine einheitliche Antwort auf die Frage, ja sie wird in der Regel nicht einmal offen diskutiert.
Das „System Merkel“, das die deutsche Vormachtstellung „moderierend“ in Europa einführen wollte,
das sich vor allem auf das wirtschaftliche Gewicht Deutschlands und auf die Dominanz von EU-
Institutionen verließ, ist praktisch gescheitert. Das ist die eigentliche Ursache seines
„Autoritätsverlustes“. Das hat zugleich reaktionäre Antworten gestärkt – insbesondere in Form der
AfD, aber auch im gesamten bürgerlichen Lager.

 

Dieses fundamentale Problem, das alle anderen „großen Themen“ und „Zukunftsfragen“ wie
Klimaschutz, Flüchtlingspolitik, Digitalisierung überschattet, erscheint in der deutschen „offiziellen“
Politik als mehr oder minder über den Parteien stehend. Nur Linkspartei und AfD beziehen hier
offen und zumindest partiell Gegenpositionen aus reformistischer oder rechter Sicht. Ansonsten
erschien das EU-Thema in den Koalitionsverhandlungen allenfalls als „Zahlungsfrage“ – die
strategische Zielsetzung wurde öffentlich nicht angesprochen.

Die Regierungen unter Merkel haben – gerade weil sie auch Erfolge des deutschen Kapitals
verwalteten und die Exportindustrie befeuerten – die strategischen Probleme zunehmend vor sich
hergeschoben oder sind an den inneren Gegensätzen der EU, ihren Widersprüchen an Grenzen
gestoßen.

Fragmentierung des Parteiensystems

Auch wenn die EU-Frage nach außen hin relativ wenig Erwähnung fand, so machte sie sich
nichtsdestotrotz bei den Verhandlungen geltend. Alle „PartnerInnen“ fürchteten, dass ein
„Weitermachen“ unter Merkel IV mit denselben politischen Zielen und Methoden nicht nur kein
Problem lösen, sondern sie selbst auch politisch schwächen würde. Zudem sitzt der CSU die AfD im
Nacken und die FDP fürchtet, in einer neuen Regierung wieder über den Tisch gezogen zu werden.
Die Grünen erwiesen sich als die „Beweglichsten“ – nicht nur wegen ihres Opportunismus und
Rechtsrucks, sondern auch weil sie politisch-inhaltlich Merkel und dem Teil der CDU, der hinter ihr
steht, tatsächlich näher als CSU und FDP stehen.

Die Verhandlungen fanden zudem vor dem Hintergrund einer zunehmenden sozialen Polarisierung
im Inneren statt, die die Bindekraft von CDU/CSU und SPD bei ihren „traditionellen“ Milieus
schwächte. Da die SPD ohnedies die Politik der herrschenden Klasse administrierte und die
Linkspartei zu keiner kämpferischen, sichtbaren Oppositionspolitik fähig war, verschob sich das



politische Spektrum nach rechts. Nicht nur die SPD verlor Millionen Lohnabhängige. Die Krise der
CDU/CSU führte dazu, dass sie ihre Funktion als vereinheitlichende bürgerliche „Volkspartei“ nicht
mehr erfüllen kann. Das offen bürgerliche Spektrum ist heute de facto auf fünf Parteien (AfD, CDU,
CSU, Grüne, FDP) im Parlament zersplittert, was objektiv die Bildung von Regierungen erschwert.

Das Scheitern der Sondierungsgespräche bedeutet eine tiefe politische Krise nicht nur in
Deutschland. Auch als EU-Führungsmacht wird die Bundesrepublik wenig bis gar nicht in
Erscheinung treten können. Natürlich werden „Reformen“ und Gesetze auf den Weg gebracht.
Natürlich dominiert Deutschland weiter. Aber die grundlegenden Fragen liegen auf Eis – und damit
wird sie weiter gegenüber USA und China an Boden verlieren.

Das Scheitern der Sondierung bringt alle diese Probleme in Form einer Regierungskrise auf den
Tisch. Katerstimmung und Ratlosigkeit herrschen vor. Alle möglichen Kombinationen werden
aufgezählt – von einer Minderheitsregierung über das Weichkochen der SPD bis hin zu Neuwahlen.

In dieser Situation wird, gewissermaßen als Nebenprodukt, unwillkürlich die Rolle des
Bundespräsidenten gestärkt, der lange Zeit als eine bloß „moralische“ Instanz, als eine Art
Grüßdirektor des deutschen Imperialismus erschien. Auch wenn von Steinmeier keine politischen
Abenteuer zu erwarten sind, so wird seine Präsidentschaft wohl damit einhergehen, dass sich die
Rolle des Amtes, ihre Bedeutung für die Regierungsbildung verändert. Ein „aktiver“ Präsident wird
gestärkt, mag er sich vorerst auch nur auf moralische Appelle beschränken, die Parteien an ihre
„Verantwortung für das Land“ zu erinnern. Damit werden autoritäre Tendenzen und Institutionen
hoffähig gemacht, die zum Einsatz kommen können, falls auf parlamentarischem Wege oder durch
das Handeln der Parteien die Probleme der Regierungsbildung nicht gelöst werden können.

In den nächsten Monaten müssen wir uns auf eine Fortsetzung der Regierungskrise einstellen.
Wahrscheinlich wird die Große Koalition noch bis weit ins Jahr 2018 „übergangsweise“ im Amt
bleiben. Das könnte selbst bei Neuwahlen zutreffen, da diese wahrscheinlich zu einem ähnlichen
Ergebnis – und damit zu erneuten Schwierigkeiten bei der Koalitionsbildung – führen würden. Auch
wenn sich die Kräfte deutlich verschieben, so erleichtert das keinesfalls notwendig die
Regierungsbildung.

Hinzu kommt, dass es in mehreren politischen Parteien zu größeren personellen Änderungen und
Machtkämpfen kommen kann. So erscheint eine Verschärfung der inneren Krise der CSU
unvermeidlich. Auch die Grünen werden ihr Führungsduo in Frage stellen. Ebenfalls kann bei
Neuwahlen eine Ablösung Angela Merkels zum Thema werden. Schon heute hält sich sich vor allem,
weil ein sofortiger Rücktritt Deutschland weiter schwächen würde und die CDU über keine/n
unumstrittene/n NachfolgekandidatIn verfügt. Es ist aber klar, dass Merkel von der ewigen
Kanzlerin zum Auslaufmodell mutiert ist.

Eine Neuauflage der Großen Koalition – unwahrscheinlich, wenn auch nicht ganz auszuschließen –
käme nicht nur einem politischen Selbstmord der SPD gleich. Es ist auch fraglich, ob sie ohne tiefe
Krise der Sozialdemokratie überhaupt zu haben wäre – und somit ebenfalls eine instabile Regierung
bedeuten würde.

Schließlich bleibt eine Minderheitsregierung, die jedoch nur Bestand haben könnte, wenn sie nicht
nur von CDU/CSU (eventuell einschließlich der Grünen) getragen würde, sondern vermittelt über
den Präsidenten, Bundestag und Bundesrat auch eine indirekte Stütze in der SPD z. B. bei
Europafragen hätte.

Wie man es auch dreht und wendet, für die herrschende Klasse wird die Krise nur schwer lösbar
sein. Für die ArbeiterInnenklasse, die Gewerkschaften, die Unterdrückten eröffnet das auch eine



Chance. Damit diese genutzt werden kann und nicht zu einer Stärkung der AfD führt, bedarf es aber
einer politischen Neuausrichtung der ArbeiterInnenbewegung selbst, eines Bruchs mit der Politik
von Klassenzusammenarbeit und Sozialpartnerschaft sowie der Bildung einer Aktionseinheit gegen
die Angriffe des Kapitals, die Maßnahmen der „geschäftsführenden“ Regierung und gegen den
Rechtsruck.


